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Gerechte Verteilung von Flüchtlingen im Landkreis Würzburg

Solidarität hat ihren Preis
Trotz derzeit sinkender Flüchtlingszahlen gilt immer noch: Über die Unterbringung von Flüchtlingen und ihre Verteilung 
auf Städte und Gemeinden gibt es immer wieder Streit zwischen den verschiedenen kommunalen Ebenen und den Ge-
meinden untereinander. Im Landkreis Würzburg soll nun eine Integrationspauschale die Wogen glätten.

>> Kerstin Celina

Während die Landkreise und Städte ver-
pflichtet sind, Flüchtlinge nach dem Kö-
nigsteiner Schlüssel aufzunehmen, gibt 
es Gemeinden, die aus den verschie-
densten Gründen keine Geflüchteten 
(mehr) aufnehmen wollen oder können. 
So auch im Landkreis Würzburg: Eini-
ge der kreisangehörigen Städte, Märkte 
und Gemeinden nehmen sehr viele Men-
schen auf, andere gar keine. 

Die Gründe dafür sind vielfältig: Entwe-
der haben die Gemeinden keinen Wohn-
raum frei, das gilt insbesondere für die 
stadtnahen Orte, in denen Wohnraum 
sowieso sehr begehrt ist. Oder sie ha-
ben keine gute Nahverkehrsverbindung 
und kaum Infrastruktureinrichtungen 
wie Schulen oder Läden, so dass die Be-
treuung der Flüchtlinge sehr aufwendig 
wäre. Finanzielle Gründe spielen eben-
falls eine große Rolle: Den Gemeinden 
werden zwar die Kosten für die Flücht-
lingsunterbringung ersetzt, trotzdem ver-
bleiben manche Ausgaben bei den Ge-
meinden, zum Beispiel für Hilfsmittel, 
um Ehrenamtlichen die Arbeit zu er-
leichtern, für Lehrmaterial oder eine Ta-
fel, für eine zusätzliche Kitagruppe oder 
einen neuen Klassenraum in der Schu-
le usw. 

Langfristige Verpflichtungen 
und „Fehlbeleger“ 
Manche Kommune scheut Investitionen 
mit langfristigen Bindungen, zum Bei-
spiel für zusätzliche Kitabetreuungsplät-
ze. Denn wenn die Flüchtlinge nach der 
Anerkennung schnell wieder wegziehen 
möchten, bleiben die Ausgaben für Un-

terhalt und Personal der erweiterten Kita 
als zusätzlicher Ballast an der eh schon 
klammen Gemeindekasse hängen. 

Fraglich ist auch, was mit den unterge-
brachten Flüchtlingen nach einer An-
erkennung passiert, wenn für sie vor 
Ort kein geeigneter und finanzierbarer 
Wohnraum zu finden ist: Gelten sie tat-
sächlich als Obdachlose, müsste die Ge-
meinde tätig werden. Derzeit „mogelt“ 
man sich darum herum, indem die Aner-
kannten einfach länger in der Unterkunft 
bleiben dürfen, als sogenannte „Fehlbe-
leger“. Bisher sind zwar keine Fälle be-
kannt, in denen Flüchtlinge nach ihrer 
Anerkennung aus ihrer Unterkunft aus-
ziehen mussten. Aber wenn die Flücht-
lingszahlen wieder ansteigen, kann das 
schnell zum Thema werden, befürchten 
einige Gemeinden bei uns im Landkreis 
Würzburg. 

Bringt es eine Residenzpflicht?
Die Diskussion um eine Ausweitung der 
Residenzpflicht kommt deswegen immer 
wieder auf. Sie scheint aber keine Lö-
sung bringen zu können, denn während 
des Asylverfahrens gilt sie sowieso. Und 
nach dem Asylverfahren eine Residenz-
pflicht für anerkannte Flüchtlinge zu ha-
ben, bedeutet natürlich, dass man es ih-
nen erschwert, in einer anderen Region, 
die mehr Arbeitsplätze bietet, einen Ar-
beitsplatz zu suchen: Wie soll beispiels-
weise ein anerkannter Flüchtling von der 
strukturschwachen Rhön aus einen Ar-
beitsplatz in der Gastronomie in Ober-
bayern finden, ohne dort vor Ort wohnen 
zu können?

Ein „Wanderzirkus“  
ist keine Lösung
Was nun? Wie kann man mehr Plätze im 
Landkreis schaffen, wie bringt man die 
Gemeinden dazu, freiwillig Unterkünfte 
bereitzustellen?  Eine Weile lang brach-
te man im Landkreis Würzburg die Men-
schen jeweils sechs Wochen in Turnhal-
len verschiedener Gemeinden unter, um 
die Unterbringung „gerecht“ zu vertei-
len – nach welchen Kriterien auch im-
mer sich diese Gerechtigkeit bemessen 
soll. Dieser „Wanderzirkus“ stellte aber 
niemanden zufrieden und brachte statt-
dessen mehr Belastungen für HelferIn-
nen, Gemeinden und insbesondere natür-
lich die Flüchtlinge. 

Die Bürgermeister des Landkreises 
Würzburg und der Landrat haben sich 
deshalb zusammengesetzt und ein Soli-
darmodell entwickelt, um die finanziel-
len Lasten und Risiken der Flüchtlings-
unterbringung besser aufzuteilen. Her-
aus kam ein bislang in Bayern –  wahr-
scheinlich aber auch bundesweit – ein-
maliger Pakt, mit dem man pragmatisch 
und parteiübergreifend nach einer Lö-
sung der hiesigen Probleme sucht, ohne 
Zwang auszuüben. 

Integrationspauschaule  
als freiwillige Leistung
Im Rahmen der Haushaltsaufstellung 
wurde dafür die geplante Senkung der 
Kreisumlage umgewidmet: Nun blei-
ben die zwei Millionen Euro nicht an-
teilig bei den Kreisgemeinden, sondern 
kommen als freiwillige Leistung in ei-
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nen eigenen Topf des Kreishaushaltes. 
Pro Quartal und pro Flüchtling erhalten 
die Kommunen, die Plätze bereitstellen, 
250 Euro als sogenannte „Integrations-
pauschale“, egal ob bereits anerkannte 
oder noch nicht anerkannte Asylbewer-
berIn. Nimmt eine Gemeinde beispiels-
weise 70 Flüchtlinge für ein ganzes Jahr 
auf, bekommt sie 70.000 Euro. Damit 
lässt sich durchaus die eine oder andere 
von der Gemeinde gewünschte Investi-
tion, die auch gar nichts mit den Flücht-
lingen zu tun haben muss, finanzieren. 

Bayernweit ist der Landkreis Würzburg 
damit der erste, der seine Kommunen 
freiwillig bei der Aufnahme und Inte-
gration von Flüchtlingen finanziell un-
terstützt. Theoretisch könnte angesichts 
klammer Kassen die Bezirksregie-
rung als Aufsichtsbehörde ein Veto ge-
gen diese freiwillige Leistung einlegen. 
Aber damit ist nicht zu rechnen, solange 
sich alle einig sind und die Bezirksregie-
rung selbst auch keine bessere Lösung 
hat. Auf eine freiwillige Leistung unse-
res Kreises in ähnlicher Höhe für eine 
Privatschulsanierung gab es eine Rüge 
der Bezirksregierung – geändert hatte 
das damals aber nichts.

Dieser Beschluss gilt zunächst nur für 
das Haushaltsjahr 2016; danach wird 
geprüft, wie erfolgreich die Integrati-
onspauschale dann gewesen ist. Es darf 
bezweifelt werden, dass bislang untäti-
ge Kommunen jetzt Unterkünfte in grö-
ßeren Mengen bereitstellen. Aber die, 
die es bereitstellen, haben es bestimmt 
leichter im eigenen Ort und im Gemein-
derat.

Eine pragmatische Lösung  
– aber nur für den Moment
Auf den ersten Blick klingt das Mo-
dell bestechend. Bleibt es jedoch dabei, 
dass auch in den nächsten Jahren vie-
le Flüchtlinge zu uns kommen werden, 
muss kritisiert werden, dass der Kreis-
tag des Landkreises Würzburg jetzt noch 
mehr Verantwortung übernimmt, die ei-
gentlich andere tragen müssten. Die Un-
terbringung der Flüchtlinge ist schließ-
lich eine staatliche Aufgabe, mit der ein 
Kreistag an sich nichts zu tun hat. Au-
ßerdem wird Gemeinden, die keine Un-
terkünfte bereitstellen wollen, der Weg 
eröffnet, sich durch den Verzicht auf die 

„Kopfpauschale“ freizukaufen. Diese Lö-
sung ist zwar pragmatisch – aber nur für 
eine Übergangszeit praktikabel. 

Denn die Ursache des Problems, näm-
lich dass in den begehrten Regionen zu 
wenig bezahlbarer Wohnraum für alle, 
die eine Wohnung brauchen, vorhan-
den ist – ist damit natürlich nicht gelöst. 
Und damit auch nicht die Tatsache, dass 
sogenannte „Fehlbeleger“ auch weiter-
hin kaum Möglichkeiten haben, aus den 
Gemeinschaftsunterkünften auszuziehen. 
Deshalb müssen jetzt gute Lösungen ge-
funden werden, Wohnraum zu akquirie-
ren, durch kluge städtebauliche Konzep-
te, durch Nachverdichtung und durch 
Bereitstellung von vorhandenem Raum 
als zusätzliche Wohnungen. Denn ein-
fach auf der grünen Wiese neu zu bau-
en, bringt denen, die nur wenig Miete 
zahlen können, kaum etwas und das ist 
obendrein ist alles andere als „grün“. 
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wild: „Gibt es bald keinen Osterhasen mehr?“ in 
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